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Zuständigkeit zur Entlassung aus der FFE nach Zürcher Recht
Sachverhalt

Bei einer unserer Klientinnen liegt eine sehr schwere psychische Erkrankung vor. Wegen ihrer Zwangstriebe mit hohem Aggressionspotential gegen Kinder und Erwachsene wurde Frau E. per ärztlichem FFE in eine Klinik eingewiesen. Mit Beschluss vom 10.09.2002 verfügte die Vormundschaftsbehörde einen FFE infolge dringend erforderlicher fachmedizinischer Abklärung und Behandlung zum weiteren Verbleib in der Klinik Kilchberg. Dieser wurde bis heute nicht aufgehoben.

Die Klientin entwich von K., trat dann Anfang Dezember 03 in die Klinik H. ein. Mitte Dezember 03 entwich sie wiederum von dort, wurde dann aber Ende Dezember 03 wieder eingewiesen. Im Mai 04 wurde die Klientin in die Klinik R. verlegt. Im Juli 04 wurde sie verlegt in eine Institution zur Behandlung der Zwangsgedanken, entwich jedoch von dort und wurde in die Klinik Schlössli in O., eingewiesen. Dann entwich sie auch aus dieser Klinik, wurde jedoch nicht polizeilich ausgeschrieben. Sie fiel jedoch durch ihr merkwürdiges Benehmen der Polizei auf und gelangte mittels notfallärztlicher Einweisung wiederum nach O. zurück. Nach wenigen Tagen entwich sie dort wieder. Als sie gegenüber einem kleinen Mädchen aggressiv geworden war, hat die Kantonspolizei dafür gesorgt, dass sie in die Psychiatrische Klinik R. gebracht wurde. Seit Ende September 2004 hält sich Frau E. dort auf.

Nach längerem Hin und Her gelang es endlich, trotz der häufigen Ortswechsel, ein neutrales Gutachten zu erhalten (mit der dringenden Empfehlung, die Klientin im engmaschig betreuten Rahmen in einer psychiatrischen Langzeitstation zu belassen). Im August 05 konnte die Klientin gemäss Art. 369 ZGB entmündigt werden. Der FFE blieb bestehen.

Am 6. März 06 wurde die Klientin ohne Wissen der Vormundschaftsbehörde vom Psychiatriezentrum R. in ein Kranken- und Pflegeheim entlassen, befindet sich seit dem 10. März 06 jedoch erneut in stationärer Behandlung in R., weil es im Krankenheim zu bedrohlichen Situationen gekommen war. Hier war sie zunächst im Freiwilligenstatus aufgenommen worden und wurde am 15.3.06 auf die geschlossene Abteilung verlegt. Erst jetzt wurde seitens der Klinik festgestellt, dass nach wie vor ein behördlicher FFE besteht.

In der Zwischenzeit, nämlich im November 04, war zusätzlich eine FFE-Einweisung durch einen Arzt erfolgt (offenbar war die Klientin einmal mehr entwichen), wobei die Gesundheitsdirektion (Aufsichtsbehörde) mit Datum vom August 05 keine Entlassung anordnete.

Es konnten keine wesentlichen Fortschritte im Behandlungsprozess erzielt werden, sondern eine weitere Entwicklung der im Gutachten bereits festgehaltenen Gefahren für die Patientin und Dritte, insbesondere Kinder, festgestellt werden. Aufgrund der aktuellen Situation mit fremdgefährdenden Äusserungen hält R. eine gutachterliche legal-prognostische Einschätzung für empfehlenswert und fragt an, ob die Anfertigung eines Ergänzungsgutachtens durch die Vormundschaftsbehörde überprüft und ggf. veranlasst werden kann.

Meine Frage: Ist es Sache der Vormundschaftsbehörde, ein Gutachten über den weiteren Verlauf und damit Verbleib in der Klinik zu veranlassen oder müsste nicht die Klinik selbst gem. § 117l EG zum ZGB alle sechs Monate ihrer Aufsichtsbehörde (Gesundheitsdirektion) die Person melden und über die Entlassung der betroffenen Person entscheiden lassen (und in diesem Fall sicher ärztlich begutachten)? 

Ist der Vormundschaftsbehörde die Aufhebung des FFE zu beantragen, falls die Aufsichtsbehörde entscheidet, dass dieser aufzuheben sei (§ 117 e)?
Erwägungen

1. Die Zuständigkeit zur Einweisung und Entlassung von erwachsenen Personen in eine Klinik mittels FFE gestaltet sich im Kanton Zürich wie folgt: 
a. Einweisung (Art. 397b Abs. 1 und 2 ZGB)
Zuständig ist die Vormundschaftsbehörde, bei deren Untätigkeit oder Weigerung die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde (Bezirksrat), sowie bei psychisch kranken Menschen und bei Gefahr zusätzlich Ärzte mit einer Praxisbewilligung (§ 117 a EG ZGB ZH)
Eine „Einweisung“ ist auch durch die ärztliche Anstaltsleitung möglich, wenn einer freiwillig eingetretenen Person der Austritt verweigert wird. Man spricht in diesem Fall von Zurückbehaltung (§ 117 g EG ZGB ZH).


b. Entlassung (Art. 397b Abs. 3 ZGB)
Die Entlassung erfolgt durch die Vormundschaftsbehörde, wenn sie oder die vormundschaftliche Aufsichtsbehörde die Einweisung verfügt hat (§ 117 e EG ZGB ZH), oder aber durch die Anstaltsleitung, wenn eine ärztliche Einweisung oder Zurückbehaltung erfolgt ist (§ 117 f EG ZGB ZH). Wird die Entlassung verweigert, kann die betroffene Person innert 10 Tagen eine gerichtliche Beurteilung verlangen (§ 117 i EG ZGB ZH). 

c. Schutz vor Dauerinternierungen
Um dem „Vergessen“ dauerinternierter Personen vorzubeugen, wie dies in der Psychiatriegeschichte immer wieder vorgekommen ist, kennt das Zürcher Verfahren gestützt auf die eidgenössischen Vorgaben (Art. 397a-f ZGB) folgende Instrumente:

i. Möglichkeit der betroffenen Person, jederzeit ein Entlassungsgesuch zu stellen (§ 117 k Abs. 2, mit Einschränkung rechtsmissbräuchlicher Kadenzen, BGE 130 III 729, 130 III 734), und bei dessen Abweisung das Gericht anzurufen (Art. 397e Ziff. 2 ZGB; § 117 b Abs. 3; § 117 i Abs. 1 EG ZGB ZH),
ii. Möglichkeit der Patientin/des Patienten, jederzeit eine Vertrauensperson oder einen Beistand beizuziehen (§ 117 k Abs. 1 EG ZGB ZH),
iii. Standardisierte Überprüfung des Patientenstamms durch ein gesetzlich vorgeschriebenes Meldewesen gemäss § 117 l EG ZGB ZH. Diese Bestimmung sieht vor:

“§ 117l  EG ZGB ZH 
Sind seit der Einweisung oder der letzten Überprüfung der Freiheitsentziehung sechs Monate verstrichen, ist die Anstalt verpflichtet, ihrer Aufsichtsbehörde die betroffene Person schriftlich zu melden. Die Aufsichtsbehörde entscheidet so rasch als möglich über die Entlassung der betroffenen Person. Gegen den ablehnenden Entscheid kann die betroffene oder eine ihr nahestehende Person innert zehn Tagen beim Einzelrichter gerichtliche Beurteilung verlangen.“


2. Es stellt sich die Frage, in welchem Verhältnis die Zuständigkeit der Spitalaufsichtsbehörde gemäss § 117 l EG ZGB zu jener der Vormundschaftsbehörde steht. Kann die Gesundheitsdirektion eine FFE gestützt auf § 117 l EG ZGB aufheben, wenn weder die Vormundschaftsbehörde noch das Gericht sich dazu geäussert haben oder die Zurückbehaltung nach wie vor als opportun halten? 
a. Nach Art. 397b Abs. 3 ZGB können nur die vormundschaftlichen Behörden FFE aufheben, welche sie verordnet haben. Es wäre damit bundesrechtswidrig, wenn entweder die Klinikleitung oder die Spitalaufsichtsbehörde eine vormundschaftsbehördlich angeordnete FFE aufheben würde.

b. Dagegen kann die Anstaltsleitung eine Entlassung vornehmen in allen andern Fällen, namentlich bei freiwilligem Eintritt, bei Zurückbehaltung durch die ärztliche Anstaltsleitung und bei ärztlich verordneter FFE.


3. Nach dem Gesagten kann die Tragweite des Art. 117 l EG ZGB ZH nur darin bestehen, dass die Gesundheitsdirektion über nicht zu rechtfertigende Klinikaufenthalte wacht, in diesem Sinne eine Qualitätskontrolle sicherstellt und im Rahmen ärztlicher Zuständigkeiten (oben Ziff. 2.b.) aufsichtsrechtliche Entscheide treffen kann § 117 e Abs. 4 EG ZGB ZH, den Sie zutreffenderweise in Ihrer Fragestellung ansprechen). Wo behördliche FFE zur Diskussion stehen, welche aus der Sicht der Aufsichtsbehörde der Klinik nicht zu rechtfertigen sind, ohne dass sich die betroffene Person dagegen zur Wehr setzt und den gerichtlichen Aufsichtsweg in Gang setzt, muss demnach die Gesundheitsdirektion der Vormundschaftsbehörde Meldung machen, sie kann aber nicht selbst über die Aufhebung des FFE entscheiden.


4. Damit lässt sich Ihre Frage wie folgt beantworten:

a. Die betroffene Person ist durch eine Vormundin oder einen Vormund vertreten und betreut. Es obliegt der Mandatsträgerin/dem Mandatsträger, die Interessen der entmündigten Person umfassend zu wahren und sich gegenüber der Klinik als Vertreterin auch zu manifestieren (Art. 367 und 406 ZGB). Aus dieser Vernetzung ergeben sich auch die nötigen Grundlagen zu einem langfristigen Behandlungsplan. Wenn die Vormundin zum Schluss gelangt, dass eine weitere Klinikunterbringung nötig ist, müsste sie bei der Vormundschaftsbehörde die Anordnung eines entsprechenden Gutachtens beantragen. Vorgängig schiene es mir gerechtfertigt, dass die Vormundin/der Vormund von der behandelnden Klinik einen medizinischen Bericht anfordert, welcher sich über die Notwendigkeit einer weiteren Begutachtung ausspricht. Möglicherweise erübrigt sie sich deshalb, weil bisher keine massgeblichen therapeutischen Erfolge erzielt werden konnten und die Diagnose deshalb nach wie vor dieselbe ist.
b. Die Klinik wird zwar ihrer Aufsichtsbehörde eine Meldung erstatten müssen, diese wird aber aufgrund der Tatsache, dass eine vormundschaftsbehördliche Einweisung vorliegt, keine selbständige Entscheidung über die Entlassung verfügen können. Es schiene mir auch stossend, bei einer Person, die von einer vormundschaftlichen Betreuungsperson in deren Interessen umfassend vertreten werden muss, und für welche eine vormundschaftsbehördliche Einweisung verfügt worden ist, eine „politisch-administrative“ Klinikaufsicht entscheiden zu lassen, was mit der Patientin zu geschehen habe. Hier müsste wohl das Verständnis vormundschaftsbehördlicher Interessenwahrung zur Sprache gebracht werden.
c. Die Frage, ob bei einer Empfehlung der Aufsichtsbehörde der Klinik die FFE aufzuheben sei, beurteilt sich nach materiellen Kriterien. Der Antrag oder die Empfehlung der Klinik allein genügt als Begründung in keinem Fall, weil eine Klinik auch andere Kriterien in Betracht ziehen kann als das Wohl der einzelnen betroffenen Person (so namentlich Fragen der inneren Sicherheit der Institution, der Gesamtauftrages der Klinik, des Schutzes von Mitpatienten etc). Aus diesem Grund müsste die Vormundschaftsbehörde wohl ein Gutachten anfordern, um über hinreichend Entscheidungsgrundlagen zu verfügen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 19.8.2006
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